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Vorwort 

Der vorliegende Band fasst die Vorträge zusammen, die auf dem Speyerer 
Luftverkehrsrechtstag am 6. März 2013 und den Fünfzehnten Speyerer Pla-
nungsrechtstagen vom 7. bis 8. März 2013 an der Deutschen Universität für 
Verwaltungswissenschaften Speyer gehalten wurden. Unter den Teilnehmerin-
nen und Teilnehmern der Veranstaltungen waren Vertreterinnen und Vertreter 
aller Ebenen der Verwaltung, der Verwaltungsgerichtsbarkeit, der Rechtsan-
waltschaft, von Vorhabensträgern, der Wirtschaft und der Wissenschaft. Mei-
ner Sekretärin, Frau Ruth Nothnagel, danke ich für die sachkundige Formatie-
rung auch dieses Tagungsbandes. Darüber hinaus gebührt meinem Assistenten, 
Herrn Dr. Alfred Debus, Dank für die Unterstützung bei der Vorbereitung und 
Durchführung der Tagungen.  

 

Speyer, im Dezember 2013                              Jan Ziekow 
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Neue Regeln für die Anlage, den Betrieb und die Änderung 
von Flughäfen (EASA-Rulemaking)1 

Von Stefanie Thörner und Achim Goldmann 

Bis zum 31.12.2013 sollen von der Europäischen Kommission neue Be-
stimmungen zur Betriebssicherheit auf Flugplätzen in der Europäischen Union 
erlassen werden. Die Umsetzungsfristen für die betroffenen Flugplätze bzw. 
Flugplatzbetreiber und Aufsichtsbehörden in den Mitgliedstaaten betragen bis 
zu 4 Jahre. Der vorliegende Beitrag soll einen ersten Überblick bieten und kurz 
einige Fragen beleuchten, die sich im Rahmen der Umsetzung bzw. Anwen-
dung der neuen europäischen Vorgaben für das deutsche Luftverkehrsrecht – 
insbesondere hinsichtlich der Zulassung von Flugplätzen – stellen. Die Betrach-
tung richtet sich vorrangig auf die neuen Anforderungen an die zuständigen 
Luftverkehrsbehörden. 

I. Hintergrund und System der neuen EU-Vorgaben 

Für die Union ergibt sich die Kompetenz zur Regulierung der „Betriebssi-
cherheit“ (safety) im Luftverkehr aus Art. 100 Abs. 2 AEUV. Sie verfolgt hier-
zu ein umfassendes „Gesamtsystemkonzept“, welches alle relevanten Elemente 
bzw. Leistungserbringer in der zivilen Luftfahrt erfassen und für ein einheitli-
ches hohes Maß an Betriebssicherheit im Verkehrsgeschehen sorgen soll. Ein-
bezogen sind z.B. die Bereiche Luftfahrzeuge, technische Produkte, Piloten, 
Besatzung, technisches Personal, flugmedizinische Untersuchungen, Flugsiche-
rungsdienste und Flugverkehrsmanagement.  

Gestützt auf die vorgenannte primärrechtliche Ermächtigung bestimmt die 
VO (EG) Nr. 216/20082, dass die Kommission in ihren Maßnahmen zur Schaf-
___________ 

1  Aktualisierte und ergänzte schriftliche Fassung des Vortrags zum Speyerer Luft-
verkehrsrechtstag vom 6.3.2013. Die Referenten sind im Ministerium für Bauen, Woh-
nen, Stadtentwicklung und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen tätig. 

2  Verordnung (EG) Nr. 216/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
20. Februar 2008 zur Festlegung gemeinsamer Vorschriften für die Zivilluftfahrt und zur 
Errichtung einer Europäischen Agentur für Flugsicherheit, zur Aufhebung der Richtlinie 
91/670/EWG des Rates, der Verordnung (EG) Nr. 1592/2002 und der Richtlinie 
2004/36/EG, ABl. (EG) L 79/1 v. 19.3.2008.  
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fung und Erhaltung eines hohen Sicherheitsniveaus im Luftverkehr von der im 
Jahr 2002 gegründeten Europäischen Agentur für Flugsicherheit (EASA) unter-
stützt wird. Der Agentur werden vom Verordnungsgeber zu diesem Zweck 
Aufgaben im Bereich der vorbereitenden Rechtsetzung (Stellungnahmen mit 
Regelungsentwürfen) sowie administrative Entscheidungsbefugnisse zugewie-
sen3. 

Mit der VO (EG) Nr. 1108/20094 zur Änderung der VO (EG) Nr. 216/2008 
in Bezug auf Flugplätze wurden auch diese als wichtige zentrale Faktoren für 
die Betriebssicherheit in der zivilen Luftfahrt dem umfassenden Regulierungs-
ansatz der Union unterworfen. 

1. Anwendungsbereich der VO (EG) Nr. 216/2008 

Betroffen von dieser Ausdehnung des Gesamtsystemkonzepts sind gemäß 
Art. 4 Abs. 3a VO (EG) Nr. 216/20085 Flugplätze innerhalb der EU,  

‒ die dem öffentlichen Verkehr gewidmet sind,  
‒ die für den gewerblichen Flugbetrieb genutzt werden, 
‒ an denen Instrumentenan- oder -abflug stattfindet und 
‒ die eine befestigte Start- und Landebahnlänge von mindest. 800 m (oder 

mehr) aufweisen oder nur Hubschrauberverkehr abwickeln. 

Nach Absatz 3b dieser Vorschrift können sich die Mitgliedstaaten entschei-
den, Flugplätze von den Anforderungen der VO (EG) Nr. 216/2008 und ihrer 
Durchführungsbestimmungen freizustellen, wenn diese nicht mehr als 10.000 
Fluggäste p.a. abfertigen und im Frachtverkehr nicht mehr als jährlich 
850 Flugbewegungen aufweisen.  

In der Bundesrepublik Deutschland fallen gegenwärtig wohl um die 
40 Flugplätze in den Anwendungsbereich der Verordnung. 

Die Kommission will zur gegebenen Zeit über eine Ausdehnung der neuen 
Vorschriften auf die Bereiche des Freizeitflugverkehrs bzw. des gesamten ge-
werblichen Luftverkehrs entscheiden6. 

___________ 
3  s. Art. 17 u. 18 VO (EG) Nr. 216/2008. 
4  Verordnung (EG) Nr. 1108/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

21. Oktober 2009 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 in Bezug auf Flug-
plätze, Flugverkehrsmanagement und Flugsicherungsdienste sowie zur Aufhebung der 
Richtlinie 2006/23/EG, ABl. (EU) L 309/51 v. 24.11.2009. 

5  Hier wie im Folgenden: VO (EG) Nr. 216/2008 in der durch die VO (EG) 
Nr. 1108/2009 geänderten Fassung. 

6  s. Erwägungsgrund (6) zur VO (EG) Nr. 216/2008.  
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2. Wesentlicher Inhalt  

Zentrale Vorschrift für Flugplätze ist Art. 8a VO (EG) Nr. 216/2008. Hierin 
wird die Einhaltung sog. „grundlegender Anforderungen“, die sich aus Anhang 
Va (und ggf. Vb) zur Verordnung ergeben, verlangt. Es handelt sich hierbei um 
qualitative Eigenschaften für Flugplätze, ihren Betrieb und ihre sicherheitsrele-
vante Ausrüstung, welche die Unfallgefahr bei den Verkehrsvorgängen begren-
zen sollen. Regelungsgegenstand sind insbesondere die physischen Merkmale 
des Flugplatzes bzw. die Verkehrsinfrastruktur sowie die Betriebsorganisation 
und -leitung bzw. die (interne) Kontrolle des Betreibers.  

Erforderlich ist weiterhin die behördliche Erteilung eines Zeugnisses für den 
Flugplatz bzw. den Flugplatzbetreiber, mit dem die Erfüllung der grundlegen-
den Anforderungen festgestellt wird (Art. 8a Abs. 1, 2 lit. a) u. d) VO (EG) 
Nr. 216/2008).  

Beispiel: 

Die „grundlegenden Anforderungen“ an die (bauliche) Gestaltung des Vor- 
und Rollfeldes betreffen gemäß Anhang Va, A 1.d) zur VO (EG) Nr. 216/2008: 

Abmessungen / Tragfähigkeit – i) / Wasserableitung 
– ii/ / Gefälle – iii) / Oberflächeneigenschaft / Freiheit von Objekten 

 


	Vorwort
	Inhaltsverzeichnis
	Stefanie Thörner und Achim Goldmann: Neue Regeln für die Anlage, den Betrieb und die Änderung von Flughäfen (EASA-Rulemaking)
	I. Hintergrund und System der neuen EU-Vorgaben
	1. Anwendungsbereich der VO (EG) Nr. 216/2008
	2. Wesentlicher Inhalt
	3. Erlass von Durchführungsbestimmungen
	4. Steuerungswirkung der neuen Regelungen

	II. Inhalt und Funktion des Zeugnisses
	1. Inhalt
	a) Zulassungsgrundlage
	b) DAAD
	c) Flugplatzhandbuch
	d) Besondere Betriebsbedingungen

	2. Verfahren
	3. Qualität und Funktion

	III. Weitere Anforderungen an die nationalen Luftverkehrsbehörden
	1. „Strukturierte“ Aufsicht
	2. Organisation und Arbeitsweise der nationalen Behörden
	3. Kontrolle

	IV. Fachliche bzw. technische Bewertung
	V. Ausblick

	Lisa Teichmann: Lärmschutz in der luftverkehrsrechtlichen Planfeststellung – Alles neu nach Berlin-Schönefeld?
	I. Einführung
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